


Einführung eines Kaskadenmodells für Mobilfunkanlagen in Gemeinden 
 

Grundsatzprinzip 
Der Bund erlässt gemäss Art. 74 – der Bundesverfassung Vorschriften zum Schutz des Menschen und seiner 

natürlichen Umwelt vor schädlichen oder lästigen Einwirkungen, und er sorgt dafür, dass solche Einwirkungen 

vermieden werden. 

Der Betrieb von Mobilfunksendeanlagen verursacht nichtionisierende Strahlung (NIS). Da nichtionisierte Strahlung als 

Einwirkung gemäss Umweltschutzgesetz gilt, unterliegt sie dem zweistufigen Schutzkonzept, d.h. «Einwirkungen, die 

schädlich oder lästig werden könnten», sind frühzeitig zu begrenzen. 

 

Wichtig: Mobilfunkdienste gehören nicht zum Grundversorgungsauftrag des Bundes! 
 

 

Was versteht man unter einem Kaskadenmodell? 
Das Kaskadenmodell ist ein Planungsinstrument, mit welchem die Gemeinden festlegen können, in welchen Gebieten 

die Mobilfunkanlagen nach Prioritäten gestuft, erstellt werden dürfen. 

Aus diversen Bundesgerichtsentscheiden geht hervor, dass dieses Planungsinstrument gesetzlich anerkannt ist. Die 

Entscheide begründen dies mit der Gemeindeautonomie. 

Das Kaskadenmodell sieht vor, dass Mobilfunkantennen erst dann in Wohnzonen gebaut werden dürfen, wenn 

aufgrund funktechnischer Bedingungen kein anderer Standort in einer höher priorisierten Zone gefunden werden 

kann. 

Das Modell sichert den Behörden eine frühzeitige Information und der Bevölkerung eine Mitsprache bei der 

Antennenplanung zu! Die Gemeinden besitzen auf diese Art ein Mitbestimmungsrecht und können aufgrund der 

Bedenken aus der Bevölkerung Wohnzonen damit schützen. Es sollte verhindert werden, dass markwirtschaftliche 

Interessen mit den erwiesenen Gesundheitsrisiken in einem Spannungsfeld stehen! 

 

Vorsicht: Mobilfunkbetreiberinnen ziehen ein simples «Dialogmodell» mit wirtschaftlichen Überlegungen und 
Eigeninteressen vor. Sie stellen darum diese Mitbestimmung als Gefährdung des Grundversorgungsauftrages dar! 
 

 

Gesetzliche Grundlagen 
Leitfaden Punkt 4.1: 

Gemeinden und Kantone sind im Rahmen ihrer bau- und planungsrechtlichen Zuständigkeiten grundsätzlich befugt, 

Bau- und Zonenvorschriften in Bezug auf Mobilfunksendeanlagen zu erlassen. 

 

Leitfaden Punkt 4.2.3: 

In der Nutzungsplanung ist eine Prioritätenordnung (Kaskadenmodell) möglich. So können Gebiete unterschiedlicher 

Prioritätenordnung festgelegt werden. Wonach ein Standort einer Mobilfunkantenne in einem untergeordneten 

Gebiet nur dann zulässig ist, wenn sie sich nicht in einem Gebiet übergeordneter Priorität aufstellen lässt. 

 

Den Gemeinden wird empfohlen, Mobilfunkanlagen nach Prioritäten zu tolerieren, d.h. wenn der Betreiber den 

Nachweis erbringt, dass auf Grund von funktechnischen Bedingungen ein Standort ausserhalb der zulässigen Zonen 

erforderlich ist, erst dann ist eine Mobilfunkanlage auch in den übrigen Wohnzonen möglich. 

Der grosse Vorteil des Kaskadenmodells besteht darin, dass dessen Anwendung den Steuerzahler keinen Rappen 

kostet. Im Gegensatz zum sogenannten Dialogmodell bleibt beim Kaskadenmodell die Standortsuche und die 

Standortplanung Aufgabe der Mobilfunkbetreiber und geht auch zu deren Lasten. Während beim sogenannten 

Dialogmodell, die Gemeinden dazu verpflichtet werden, bei der Standortsuche mitzuhelfen und möglichst ihre 

eigenen Bauten und Grundstücke zur Verfügung zu stellen! 

 

Fakt: Es geht beim Kaskadenmodell also keineswegs darum, den Mobilfunk zu verbieten. Im Gegenteil, es soll den 
Antennenwildwuchs in den Wohnquartieren regeln und die Bedürfnisse der elektrosensiblen Personen 
berücksichtigen sowie Ungeborene und Heranwachsende schützen. 
 

Das Kaskadenmodell: 

· Ist ein Planungsinstrument, dass die Mobilfunkversorgung ermöglicht. 

· Gesundheitsrisiken und Sicherheitsbedürfnisse werden berücksichtigt. 

· Nicht nur Katholiken bestimmen, sondern die gesamte Bevölkerung nimmt das Mitbestimmungsrecht 

wahr. 

· Die Wahrnehmung eines Mitbestimmungsrechtes darf nicht von der Konfession abhängig sein!  

· Die Einwohnergemeinde erhält zudem die Chance, weitere kommunale Planungswerke den neuen 

Gegebenheiten anzupassen, und es entstehen dadurch kostensparende Synergien. 


